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Karikatur des Tages

Die afghanische Armee braucht endlich eine richtige Ausbildung!

HAMBURG - Seit der von Vorwürfen
der Wahlfälschung begleiteten Präsi-
dentschaftswahl im vergangenen
Sommer kommt Iran nicht zur Ruhe.
Für heute, dem Jahrestag der großen
Revolution von 1979, plant die Op-
position neue Protestaktionen. Über
die Stärke der Widerstandsbewe-
gung und die Zerrissenheit der irani-
schen Gesellschaft hat unsere Mitar-
beiterin Nora Schmitt-Sausen mit
Henner Fürtig, Direktor des Giga-In-
stituts für Nahoststudien in Ham-
burg, gesprochen.

SZ: Niederknüppeln mit Schlagstö-
cken, Verhaftungen, drakonische
Strafen -- durch hartes Vorgehen
versucht das Regime, den Wider-
stand zu brechen. Bislang erfolglos.
Was treibt die Oppositionellen an,
sich weiter zu widersetzen?

Fürtig: Es herrschen großer Unmut
und Wut über die Entwicklungen seit
dem 12. Juni. Das Regime zeigt kei-
nerlei Einlenken und weicht jedem
Gespräch aus. Es ignoriert damit die
Meinung der Straße und das, obwohl
auch unabhängige Wahlanalysen er-
geben haben, dass die Wahl gefälscht
war. Selbst moderate Kräfte finden
kein Gehör. Das stachelt die Wut an. 

SZ: 70 Prozent der Iraner sind jünger
als 30 Jahre. Die Studentenbewe-
gung spielt im Land eine große Rol-
le. Ist es die junge Generation allein,
die auf die Straße geht?

Fürtig: Natürlich ist auch die ältere Ge-
neration an der Opposition beteiligt.
Das sieht man ja an Mir Hossein Mus-
sawi und Mehdi Karrubi (beides He-
rausforderer von Präsident Mahmud
Ahmadinedschad, Anm. der Redakti-
on). Es gibt einen sichtbaren Riss in
der iranischen Führung. Aber die ho-
he Zahl von 70 Prozent ist ja tatsäch-
lich Realität und deshalb sieht man
viele junge Gesichter. Allerdings dür-
fen wir uns dadurch nicht den Blick
verstellen lassen: Es gibt in den städti-
schen Armutsvierteln und auf dem

Land große Teile der iranischen Ju-
gend, die nicht auf der Oppositions-
seite stehen. 

SZ: Die Regimegegner nutzen Twit-
ter und andere digitale Plattfor-
men, um sich zu organisieren. Wel-
che Rolle spielt das Internet für die-
Protestbewegung?

Fürtig: Das Internet ist Stärke und
Schwäche zugleich. Die Oppositionel-
len organisieren sich durch das Netz
und Handydienste wie SMS. Das
macht eine breite Verteilung der In-
formationen möglich, ist gleichzeitig
aber anfällig für Störmanöver. Aller-
dings kann das Internet nicht verde-
cken, dass die Organisationsstruktur
der Widerstandsbewegung schwach
ist. Die Informationen gehen in die
Breite, aber nicht in die Tiefe. Außer-

dem fehlen der Bewegung authenti-
sche Führungspersönlichkeiten. 

SZ: Die Regierung versucht, die
Kommunikationsnetze zu kontrol-
lieren. Gibt es andere Kanäle, die ge-
nutzt werden, um ihren landeswei-
ten Widerstand zu formieren?

Fürtig: Neben dem Internet gibt es
noch ganz altmodische Wege. Infor-
mationen von Ohr zu Ohr verbreiten
sich etwa auf dem Campus sehr
schnell. Das Spiel, sich Freiräume zu
erschaffen, und dann wieder Kontrol-
le zu spüren, ist außerdem Jahrzehnte
alt. Was in den 90ern der Kampf um
die Satellitenschüsseln für den Zu-
gang zu westlichen Nachrichten war,
ist heute der Kampf ums Internet. Je
mehr Kontrolle es gibt, desto phanta-
siereichere Wege werden gefunden.

SZ: Es gab bereits starke Protestbe-
wegungen 1979, 1999 und 2002.
Warum rumort es in der iranischen
Gesellschaft immer wieder?

Fürtig: Viele Hoffnungen und Wün-
sche aus der großen Revolution von
1979 sind bis heute nicht eingelöst
worden. Dazu muss man wissen, dass
diese Revolution im Ausmaß ver-
gleichbar mit der französischen von
1789 und der russischen von 1917 ist.
Außerdem hat man bis heute keine
wirkliche Antwort auf den Grundwi-
derspruch des iranischen Staatswe-
sens gefunden. Schon im Namen
steckt ein Gegensatz: Islamische Re-
publik. Gottesstaat auf der einen und
Volkssouveränität auf der anderen
Seite. Seit 1979 versucht man, das zu
lösen und eine funktionierende islami-
sche Republik zu errichten.

SZ: Wie stark ist die aktuelle Bewe-
gung?

Fürtig: Es ist die stärkste Widerstands-
bewegung seit 1979 und die schwers-
te innenpolitische Krise seitdem. Eine
unmittelbare Gefahr für das Regime
besteht aber nicht. Dafür fehlt es der

Opposition an Programmatik, Struk-
tur und Führungspersonen. 

SZ: Aber untergräbt der Protest
nicht massiv die Legitimität der Re-
gierung?

Fürtig: Natürlich sind Legitimität und
Stabilität massiv beeinträchtigt. Die
Stärke der Islamischen Republik Iran
fußt unter anderem darauf, dass ihre
Regierung gewählt wird. Im Vergleich
zu Nachbarn wie Saudi-Arabien ist das
ein großer Fortschritt und darauf war
man immer stolz. Dass es die Regie-
rung fertiggebracht hat, die Wahl zu
diskreditieren, war eine gravierende
Fehlentscheidung mit der das Regime
noch lange leben muss. Aber Revolu-
tionen überdauern entweder Jahr-
hunderte oder sie implodieren durch
innere Widersprüche wie die Sowjet-
union nach 80 Jahren. Wenn man die-
sen Maßstab anlegt, ist die iranische
Revolution mit 30 Jahren immer noch
sehr jung.

SZ: Inwieweit kann, darf oder sollte
der Westen die Widerstandsbewe-
gung unterstützen?

Fürtig: Direkte Unterstützung ist nicht
angebracht. Anweisungen von außen
sind kontraproduktiv. Was die Bewe-
gung braucht ist Aufmerksamkeit in
den Medien, vor allem in Internetfo-
ren. Missstände und Menschenrechts-
verletzungen müssen immer wieder
angeprangert werden.

� Nahost-Experte Henner Fürtig zum Widerstand in Iran

„Gefahr für das Regime besteht nicht“

SZ-Interview

Nahost-Experte Henner Fürtig
hält die derzeitige Protestbe-
wegung in Iran für die stärkste
seit vielen Jahren. Foto: koni

Gesäubert
und geläutert

Erstmals ist das Neue Testament
nach Martin Luther in einer wasser-
festen Ausgabe erschienen. Heraus-
gegeben vom Verlag der Deutschen
Bibelgesellschaft soll das Buch als
zuverlässiger Begleiter bei Freizeit-
aktivitäten dienen. Der Band sei aus
einem speziellen Material, „das sich
anfühlt wie Papier, jedoch sehr sta-
bil, reißfest und witterungsbestän-
dig ist“, erklärte ein Verlagsspre-
cher. Dem Herr sei Dank, auf diese
Bibel-Ausgabe im sogenannten Du-
roBookTM-Material -- klingt schon
so nach Outdoor -- haben wir doch
lange gewartet. Wenn es im nächs-
ten Campingurlaub mal wieder in
Strömen regnet und die Stimmung
gereizt ist, könnte das Vorlesen des
einen oder anderen Verses im
Handumdrehen Frieden stiften.
Und wenn wir uns beim Wandern
mal wieder verfranst haben, wür-
den wir sicher schneller auf den
rechten Weg kommen. Hinterher in
der Sauna dürfte man getrost den
Blick senken und mit besagter Lek-
türe über die Erlösung sinnieren. Ja
sogar aus der Badewanne könnten
wir ab sofort nicht nur gesäubert,
sondern auch geläutert steigen.
Welch frohe Botschaft! (amma) 

� Randnotiz

„Ein PC riecht nicht, lacht nicht
und kann auch nicht küssen -- und
ich gehe auch immer noch nicht
mit einem elektronischen Gerät
ins Bett.“ Foto: ddp
(Der „Cicero“-Chefredakteur und frühere
Kulturstaatsminister Michael Naumann zur
Zukunft der elektronischen Medien.)

� Das Zitat

� Kommentare

Nelson Mandela, heute vor 20 Jah-
ren aus dem Gefängnis entlassen,
hat sein Land vor dem Bürgerkrieg
bewahrt. Heute ist Südafrika eine
stabile Demokratie. 

Südafrika bleibt 
ein Vorbild

Von unserem Redakteur 
Ulrich Mendelin

Das war Südafrika vor 20 Jahren:
Gewalt, Gegengewalt und Chaos
herrschten. Es gab Weiße, die die
unwürdige Rassentrennung nicht
abschaffen, sondern verschärfen
wollten. Und es gab Schwarze,
die alle Weißen verjagen oder tö-
ten wollten, nach dem Motto „Ein
Siedler – eine Kugel“.

Das ist Südafrika 2010: Ein globa-
les Sport-Spektakel steht bevor.
Die Fußball-Weltmeisterschaft ist
die erste auf afrikanischem Bo-
den, eine logistische Herausforde-
rung. Und das Land ist gut vorbe-
reitet – auch wenn vielleicht nicht
alles wie am Schnürchen klappen
wird. Der Tourismus boomt; süd-
afrikanische Unternehmen inves-
tieren in ganz Afrika. Das Land ist
eine Demokratie, auch wenn der
Untergang von Recht und Ord-
nung mit schöner Regelmäßigkeit
an die Wand gemalt wird. Süd-
afrika ist Teil der G 20 und ein Vor-
bild für viele afrikanische Länder.
Nicht umsonst zieht das Wirt-
schaftszentrum Johannesburg
Migranten aus halb Afrika an.

Nelson Mandela hat viel dafür ge-
tan, dass der Wandel in Südafrika
friedlich geblieben ist. Entspre-
chend schwer haben es Mandelas
Nachfolger heute. Wer will schon
ständig mit einer Lichtgestalt ver-
glichen werden? Zwar gibt es vie-
le Gründe für Kritik, von der noch
immer verbreiteten Armut bis zur
hohen Kriminalitätsrate. Aber im
Großen und Ganzen haben Süd-
afrikas Politiker das Land am Kap
der Guten Hoffnung auf einem
guten Kurs gehalten. 

Afghanistan überall: Während
der Bundestag das Mandat der
Deutschen verlängern soll, stellt
sich Oberst Klein dem Untersu-
chungsausschuss.

Ende des
Schönredens

Von unserer Redakteurin
Sabine Lennartz

Am gleichen Tag befasste sich
gestern der Bundestag mit dem
neuen Afghanistan-Mandat und
der Bombardierung von Kundus.
Auf der einen Seite die Hoffnung
auf Erfolge und einen baldigen
Abzug aus Afghanistan, auf der
anderen Seite die Untersuchung
des größten Unglücks -- der Bom-
bardierung von Zivilisten. Zu lange
ist dieser Vorfall beschönigt wor-
den. Der Untersuchungsaus-
schuss muss sich jetzt puzzleähn-
lich alle Umstände zusammenset-
zen, wie es zu dem Befehl kom-
men konnte. Doch die Bewertung
des Angriffs auch angesichts der
Gefährdung deutscher Soldaten
in Afghanistan, die nimmt den
Mitgliedern des Ausschusses nie-
mand ab. 

Von einem bewaffneten Konflikt
spricht die Bundesregierung jetzt
erstmals offiziell. Damit findet die
Realität Eingang in die politische
Bewertung. Doch große Unter-
stützung genießt der Afghanis-
tan-Einsatz in der deutschen Be-
völkerung längst nicht mehr. Die
Zuversicht, dass der Einsatz sich
am Ende gelohnt haben wird,
schwindet. Die Exit-Strategie sieht
eine Verstärkung der zivilen Auf-
bauleistungen vor. Doch deshalb
kann man nicht, wie Linke und
Grüne es fordern, das Militär ab-
ziehen. Entwicklungshelfer su-
chen immer wieder auch den
Schutz der Bundeswehr. Sicher
ist: Der zivile Aufbau in Afghanis-
tan ist ohne militärische Unterstüt-
zung zum jetzigen Zeitpunkt nicht
möglich. Unsicher ist leider, ob er
mit der militärischen Hilfe gelingt. 

Urteil bietet neue Chance
Zum Urteil zu den Hartz-Regelsätzen
meint die Wiener Zeitung „Der Stan-
dard“:
„Zurück zum Start! Diese unmissver-
ständliche Hausaufgabe hat das deut-
sche Höchstgericht der deutschen Re-
gierung aufgetragen. Diese muss nun
die Leistungen für Langzeitarbeitslose
und deren Kinder noch einmal be-
rechnen. Und das ist auch gut so. (…)
Keine Frage: Für den Staat wird die
Reparatur der Hartz-IV-Gesetze nicht
billig. Aber sie ist bitter nötig, und (...)
sie bietet eine neue Chance: Regie-
rung wie Opposition müssen sich aus-
führlich damit beschäftigen, wie viel
Menschenwürde wert ist.“ 

� Pressestimme

Winterspiele sind 
in Vancouver
Viele Kinder
haben die Rät-
selfrage von
Klaro und Sa-
faro richtig be-
antwortet. Die
Frage hieß:
Wo sind die
Olympischen
Winterspiele? Die Antwort war B:
Vancouver.   Gewinnerin des Preis-
rätsels ist die 13-jährige Greta
Schnekenburger aus Horgenzell. 

Etwa 2500 Sportler wollen ab
Freitag in Vancouver in Kanada bei
den Winterspielen Medaillen ge-
winnen. Sie sind Skiläufer, Rodler
oder Eishockeyspieler. Vancouver
liegt an der Westküste des Landes,
nur wenige Kilometer von der Gren-
ze zu den USA entfernt. Die Stadt
hat ihren Namen von Kapitän Geor-
ge Vancouver aus Großbritannien.
Der Mann bereiste die Gegend dort
vor über 200 Jahren. Die Stadt
selbst wurde aber erst knapp 100
Jahre später gegründet, im Jahr
1886. Heutzutage ist Vancouver ei-
ne große Stadt. In ihr leben etwa
600 000 Menschen. (afk)

� Klaro Safaro - gewusst?

Professor Henner Fürtig ist
Direktor des Instituts für

Nahoststudien des German Institu-
te of Global and Area Studies (Gi-
ga) und unter anderem Experte für
Politik, Gesellschaft und Demokra-
tisierung im Iran. Das Giga ist eine
der größten europäischen For-
schungseinrichtungen für globale
Studien. Die Forschung konzen-
triert sich auf politische, wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Entwick-
lungen in Afrika, Asien, Lateiname-
rika und Nahost.

Kassen höhere Rabatte von Herstellern
und Apothekern. Beide Seiten sind zu
solchen Abschlägen gegenüber den
Versicherern verpflichtet. Die Großhan-
delsmarge bei Arzneimitteln wollen die
Kassen reduzieren. Durch diese drei
Punkte seien Einsparungen von min-
destens 940 Millionen Euro möglich.

Stackelberg sagte, er hoffe, dass
die Vorschläge von Rösler aufgenom-
men würden. Jeder eingesparte Euro
erhöhe die Chance, weitere Zusatzbei-
träge zu verhindern. Der Vorstands-
chef des AOK-Bundesverbands Her-
bert Reichelt meinte, langfristig gehe
es auch darum, dass Arzneimittelher-
steller die Preise nicht mehr beliebig
festsetzen könnten. Christiane Jake

„konstruktiv“. Die Kassenseite habe
mehrere Sparvorschläge gemacht. Da-
bei sollen nach dem Willen der Versi-
cherer auch die Pharmaindustrie, die
Apotheken, der Arzneimittel-Großhan-
del und der Staat ihren Beitrag leisten.

Preise nicht beliebig festsetzen

Die Kassen plädieren unter ande-
rem dafür, den Mehrwertsteuersatz
auf Arzneimittel von derzeit 19 auf sie-
ben Prozent zu senken. Davon verspre-
chen sie sich Einsparungen von rund
drei Milliarden Euro pro Jahr. Ange-
sichts der schlechten Finanzlage dürfte
die Bundesregierung dafür jedoch we-
nig offen sein. Außerdem fordern die

BERLIN - Mit einer Senkung der Medi-
kamentenausgaben will Gesund-
heitsminister Philipp Rösler (FDP) ge-
gen die Finanzprobleme im Gesund-
heitssystem angehen. Nach einem
Gespräch mit Vertretern der gesetzli-
chen Krankenkassen kündigte Rösler
gestern in Berlin an, sein Haus werde
„ein abgestimmtes Konzept vorle-
gen, um die Arzneimittelpreise dauer-
haft in den Griff zu bekommen“.

Den gesetzlichen Krankenkassen feh-
len im laufenden Jahr rund vier Milliar-
den Euro. Mehrere Versicherer haben
bereits die Einführung von Zusatzbei-
trägen angekündigt, um ihre Kosten
zu decken. Davon sind Millionen Ver-

sicherte betroffen. Rösler will nun die
Ausgaben im Gesundheitssystem redu-
zieren -- zunächst die Arzneimittelkos-
ten. Sie sind neben den Ausgaben für
Krankenhäuser und niedergelassene
Ärzte der drittgrößte Kostenpunkt im
Gesundheitssystem. Rösler sagte, es
gehe darum, zu mehr Preisstabilität zu
kommen und Belastungen für die Ver-
sicherten zu vermeiden. In den kom-
menden Wochen will er weitere Ge-
spräche führen, auch mit Vertretern
der Pharmaindustrie. Anschließend will
das Ministerium das Konzept vorlegen. 

Der Vize-Chef des Spitzenverban-
des der gesetzlichen Krankenkassen,
Johann-Magnus von Stackelberg, be-
zeichnete das Gespräch mit Rösler als

Analyse

Rösler will Arzneimittelkosten reduzieren 


